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Als es im Hörsaal 1 der Ruhr-Uni-
versität Bochum laut wird, doziert
der Professor gerade über die

„Grundlehren des Bürgerlichen Rechts“.
Eine Gruppe der Antifa stürmt die Erst-
semester-Veranstaltung. Die linken Akti-
visten haben sich als Weihnachtsmänner
verkleidet, sie zeigen mit einem Pfeil auf
einen Studenten. Fast niemand in dem
Raum weiß, um wen es sich bei dem jun-
gen Mann mit dem Kurzhaarschnitt und
den Pausbacken handelt.

In einschlägigen und zuweilen schla-
genden Kreisen ist Michael Brück, 23, in-
des eine bekannte Größe. Der Student
war Mitglied der Neonazi-Kameradschaft
„Nationaler Widerstand Dortmund“, bis
sie vor eineinhalb Jahren verboten wurde.
Ihre Kader terrorisierten Andersdenken-
de, feierten auf Partys Adolf Hitler und
gingen auch mal mit einem Messer und
Pfefferspray auf Ausländer und Polizisten
los. Heute führt Brück als stellvertreten-
der Landesvorsitzender die rechtsextre-
me Splitterpartei „Die Rechte“.

„Raus hier! Raus!“, brüllt Dozent
Georg Borges. „Euer Mitstudent ist ein
Neonazi!“, rufen die Aktivisten. Dann
geht der Professor auf sie zu, packt einen
Weihnachtsmann am Arm und drängt ihn
zur Tür. Es wird gerangelt, geschubst. Spä-
ter wird Borges sagen, er sei von den Ver-
mummten angegriffen und geschlagen
worden. Dass die Handgreiflichkeiten
von den Aktivisten ausgingen, bestätigt
ein Handy-Video indes nicht. „Ich konnte
es nicht hinnehmen, dass gegen einen
meiner Studenten vorgegangen wird“,
sagt Borges. Er setzte die Vorlesung nach
dem Zwischenfall mit blutender Nase fort.

Die Bochumer Antifa-Aktion von An-
fang Dezember wirft eine Frage auf, mit
der sich viele Hochschulen in Deutsch-
land auseinandersetzen müssen: Was tun,
wenn sich Rechtsextreme fürs Studium
einschreiben? Und wie soll man reagie-
ren, wenn sie öffentlich an den Pranger
gestellt werden?

An der Leibniz Universität Hannover
enttarnten im November linke Aktivisten
eine Studentin als hochrangige NPD-
Funktionärin. Das Institut für Politische
Wissenschaft verurteilte daraufhin das
Vorgehen der Antifa als „denunziatori-
sche Form der Protestaktion“. Und Ma -
rian Döhler, der Direktor des Instituts,
betonte: „Wir unterrichten hier unabhän-

gig von der politischen Meinung, Reli -
gionszugehörigkeit oder sonstigen Merk-
malen.“ Die NPD-Studentin freute sich
derweil auf Facebook über „beste Wer-
bung für die Partei“.

Wie mit Parteigängern der Rechtsextre -
men umzugehen ist, darüber gibt es an
deutschen Hochschulen unterschied liche
Ansichten. So wollte die Universität Pots-
dam einem Politikstudenten ver wehren,
sich seine Zeit bei der NPD als Pflicht-
praktikum anrechnen zu lassen; doch der
Student siegte vor Gericht.

Auch die Reaktion in der Studenten-
schaft ist uneinheitlich. In Leipzig und
Bielefeld wurden Neonazis im Hörsaal
bloßgestellt; in Trier und Köln wurden
Rechtsradikale hingegen in Studentenräte
gewählt. Neonazis studieren oft Jura, auch
um später als Anwalt Kameraden vertre-
ten zu können. Frauen, sagt Marc Brand -
stetter von der Initiative Endstation
Rechts, schrieben sich gern für Erziehungs-
wissenschaften ein – wohl um die braune
Ideologie an Kinder weiterzugeben.

Doch ein Grund, sie vom Uni-Betrieb
auszuschließen, ist das nicht. Elmar Wei-
ler, Rektor der Universität Bochum,
distan zierte sich nach dem Vorfall in Hör-
saal 1 von „rechtsextremen Gedanken“,
verwahrte sich jedoch dagegen, dass ein
Jurastudent angeprangert werde. Profes-
sor Borges sagt, dass man niemandem
das Recht auf ein Studium verwehren dür-
fe, sofern er die formalen Anforderungen
dafür erfülle. Sollte er Brück einmal per-
sönlich treffen, würde er ihm jedoch die
„dringende Anregung“ geben, die eigene
Ideologie zu überdenken.

Der Fachschaftsrat Jura bat in einer ers-
ten Erklärung darum, „Diskriminierung

wegen parteipolitischen Engagements“
zu unterlassen, betonte aber später, dass
rechtsextremes Gedankengut in der Fach-
schaft keinen Platz habe. Nachfragen
lehnt der Fachschaftsrat ab. Eine weitere
Debatte würde „dem Ruf der Fakultät
schaden“, heißt es.

Doch ist Schweigen eine Lösung? Die
Hochschulen sollten das Problem offensiv
angehen, sagt Andreas Zick, Leiter des
Bielefelder Instituts für Konfliktfor-
schung. Auch an seiner Universität schrie-
ben sich in diesem Jahr fünf Rechtsextre-
me ein. „Wir können rechte Studenten
nicht exmatrikulieren, aber wir können
unsere Haltung deutlich zum Ausdruck
bringen“, sagt Zick.

Die Universität Bielefeld verteilte zu
Beginn des Wintersemesters Buttons und
Postkarten an Studienanfänger. Die Auf-
schrift lautete „Uni ohne Nazis“. Zick or-
ganisierte zu dem Thema eine Ringvor -
lesung und lud Anti-Rassismus-Trainer
sowie einen Anwalt der NSU-Opferfami-
lien ein. Außerdem schult er Dozenten,
wie sie auf rechte Slogans reagieren kön-
nen. Zick sagt: „Wir dürfen die Aufarbei-
tung nicht allein der Antifa überlassen.“

Dabei ist das Outing rechter Studenten
auch innerhalb der antifaschistischen
Gruppen umstritten. Die Methode erin-
nere an das Vorgehen von Neonazis, die
Andersdenkende gezielt attackierten, kri-
tisiert eine Berliner Aktivistin.

Nach der Rangelei in Hörsaal 1 richtete
sich der Zorn der Studenten auf der
 Facebook-Seite der Universität denn auch
zunächst mehrheitlich gegen die Antifa –
und nicht gegen Neonazi Brück.
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Protestplakat an der Bochumer Universität: „Beste Werbung für die Partei“

S T U D E N T E N

Raus hier!
Bloßstellen, ausschließen, 

ignorieren? Universitäten ringen
um den richtigen Umgang 

mit Rechtsextremen im Hörsaal.


